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Leverkusen, der 04.03.26
 Formelle Einwendung gegen die Abriss- und Neubauplanung der sogenannten 
„Sternenhäuser“ in Leverkusen-Rheindorf (Bebauungsplan Nr 281/I Rheindorf -
zwischen Königsberger Platz, Elbestraße, Solinger Straße und Memelstraße)

Einwenderin: Die nachfolgende Einwendung wird im Namen der Partei Die Linke 
Leverkusen erhoben.

1. Gegenstand der Einwendung

Die Linke Leverkusen wendet sich gegen die geplante Abriss- und Neubauentwicklung der 
sogenannten Sternenhäuser in Leverkusen-Rheindorf, wie sie von der 
Wohnungsgesellschaft Leverkusen (WGL) in Verbindung mit der Stadt Leverkusen 
vorangetrieben wird.

Nach dem derzeit bekannten Planungsstand sollen rund 140 bestehende Wohnungen 
abgerissen und durch etwa 320 Neubauwohnungen ersetzt werden. Vorgesehen ist eine 
Quote von 50 % öffentlich gefördertem Wohnungsbau sowie 50 % frei finanzierten 
Wohnungen mit einer geplanten Miethöhe von nach unserer Kenntnis rund 14 €/m².

2. Kein realer Zuwachs an bezahlbarem Wohnraum

Durch den Abriss der bestehenden Gebäude gehen ca. 140 Wohnungen mit vergleichsweise
niedrigen Bestandsmieten verloren.

Demgegenüber sollen rund 160 Sozialwohnungen neu errichtet werden (davon lediglich 120 
für Wohnberechtigungsschein Kategorie A). Damit entsteht faktisch kein relevanter Zuwachs
an bezahlbarem Wohnraum, sondern lediglich ein Austausch des Bestandes.

Angesichts der angespannten Wohnraumsituation in Leverkusen ist dies wohnungspolitisch 
unzureichend (vgl. Wohnungsmarktbericht 2025). Bezahlbarer Wohnraum wird nicht 
geschaffen, wenn bestehende Wohnungen zunächst vernichtet und anschließend 
rechnerisch nur ersetzt werden.
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3. Soziale Verdrängung als strukturelles Risiko

Die Planung birgt ein erhebliches Risiko der Verdrängung bestehender Mieter:innen:

Es fehlen verbindliche Zusagen zu Rückkehrrechten für die heutigen Bewohner:innen. Es ist 
nicht erkennbar, dass gleichwertiger Ersatzwohnraum zu vergleichbaren Mietpreisen 
garantiert wird.

Die geplanten frei finanzierten Neubauwohnungen mit unserer Kenntnis nach ca. 14 €/m² 
liegen deutlich über dem bisherigen Mietniveau und sind für viele Bestandsmieter:innen 
nicht tragbar.

Die Linke Leverkusen sieht hierin eine klassische Aufwertungs- und Verdrängungsdynamik, 
die mit sozialer Wohnungspolitik nicht vereinbar ist.

4. „Soziale Mischung“ als rechnerisches Argument

Die geplante 50/50-Aufteilung wird als soziale Durchmischung dargestellt. Tatsächlich 
jedoch gilt: Die Sozialwohnungen ersetzen im Wesentlichen lediglich den bisherigen 
Bestand.

Der zusätzliche Wohnraum entsteht überwiegend im hochpreisigen Segment. Damit wird 
das Quartier strukturell verteuert, während die soziale Mischung vor allem statistisch 
behauptet wird.

Eine tatsächliche Stärkung bezahlbaren Wohnens findet nicht statt.

5. Städtebauliche Verdichtung und infrastrukturelle Folgen

Die geplante Verdopplung der Bewohnerzahl auf nahezu gleicher Fläche stellt eine 
erhebliche bauliche Verdichtung dar.
Eine solche Verdichtung hat regelmäßig Auswirkungen auf die bestehende Infrastruktur – 
insbesondere auf Verkehr, Parkraum, Grün- und Freiflächen sowie soziale Einrichtungen.
Eine nachvollziehbare Darstellung, wie diese zusätzlichen Belastungen ausgeglichen werden
sollen, ist bislang nicht erkennbar.

6. Besondere Verantwortung der WGL als kommunales Unternehmen

Die WGL ist eine städtische Wohnungsgesellschaft und unterliegt damit einem besonderen 
öffentlichen und sozialen Auftrag. Dieser Auftrag besteht nicht darin, hochpreisige 
Neubauwohnungen zu errichten, sondern bezahlbaren Wohnraum dauerhaft zu sichern, 
Mieter:innen vor Verdrängung zu schützen und Stadtentwicklung sozial gerecht zu 
gestalten.
Die vorliegende Planung erweckt den Eindruck, dass wirtschaftliche Interessen über den 
Gemeinwohlauftrag gestellt werden.
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7.  Forderungen der Linken Leverkusen

Die Linke Leverkusen fordert im weiteren Verfahren:

 eine transparente Darstellung der tatsächlichen Nettoentwicklung bezahlbaren 
Wohnraums

  eine nachvollziehbare und transparente Darstellung der infrastrukturellen 
Auswirkungen der geplanten Verdichtung

 rechtlich verbindliche Rückkehr- und Mietgarantien für Bestandsmieter:innen

 eine dauerhafte Miet- und Belegungsbindung der geförderten Wohnungen

 eine grundsätzliche Neubewertung des Projekts unter dem Gesichtspunkt des 
kommunalen Gemeinwohlauftrags

Mit freundlichen Grüßen

Keneth Dietrich
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